


HANNES KOPF 

Rechtsfragen bei der Ansiedlung 
von Einzelhandelsgroßprojekten 



Schriften zum Öffentlichen Recht 

Band 871 



Rechtsfragen 
bei der Ansiedlung von 

Einzelhandelsgroßprojekcen 
Unter besonderer Berücksichtigung 

von Factory Outlet Centern 

Von 

Hannes Kopf 

Duncker & Humblot · Berlin 



Die Deutsche Bibliothek - CIP-Einheitsaufnahme 

Kopf, Hannes: 
Rechtsfragen bei der Ansiedlung von Einzelhandelsgroßprojekten : 
unter besonderer Berücksichtigung von Factory Outlet Centern / 
Hannes Kopf. - Berlin : Duncker und Humblot, 2002 

(Schriften zum öffentlichen  Recht ; Bd. 871) 
Zugl.: Mannheim, Univ., Diss., 2001 
ISBN 3-428-10662-8 

Alle Rechte vorbehalten 
© 2002 Duncker & Humblot GmbH, Berlin 

Fremddatenübernahme: Selignow Verlagsservice, Berlin 
Druck: Werner Hildebrand, Berlin 

Printed in Germany 

ISSN 0582-0200 
ISBN 3-428-10662-8 

Gedruckt auf alterungsbeständigem (säurefreiem) Papier 
entsprechend ISO 9706 θ 



Für  Sabine 





Vorwort 
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Factory Outlet Center Zweibrücken (AZ: 8 A 11441/00). Nachdem das Gericht die 
Revision aufgrund der grundsätzlichen Bedeutung der Rechtssache zugelassen hat, 
wird sich nun erstmals das Bundesverwaltungsgericht mit dieser Thematik zu be-
schäftigen haben. 

Ich möchte mich an dieser Stelle recht herzlich bei meinem verehrten „Doktorva-
ter", Herrn Prof.  Dr. Wolf-Rüdiger Schenke, bedanken, der mir bei der Erstellung 
der Dissertation durch seine konstruktiv-kritische Begleitung wichtige Impulse ge-
geben hat. Dank gebührt auch Herrn Prof.  Dr. Thomas Puhl für die bereitwillige und 
zügige Erstellung des Zweitgutachtens. 

Zu Dank verpflichtet bin ich auch meinen Eltern und der Friedrich-Ebert-Stif-
tung, die mir während meines Studiums und der Promotion sowohl immaterielle als 
auch materielle Unterstützung gewährt haben. 

Die Veröffentlichung  dieser Arbeit wurde durch die großzügige Unterstützung 
der Karl-Fix-Stiftung (Landau) ermöglicht. 
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Erstes  Kapitel 

Einleitung 

A. Problembeschreibung 

Nicht nur in der politischen und handelswissenschaftlichen, sondern auch in der 
juristischen Diskussion, sorgte die Ansiedlung von Einzelhandelsbetrieben seit je-
her für Zündstoff.  Die rechtswissenschaftliche Auseinandersetzung mit diesem 
Themenbereich ist nicht statisch verlaufen, sondern muss als dynamischer Prozess 
verstanden werden. Der Grund für diese Dynamik war der stete Veränderungspro-
zess der Einzelhandelslandschaft - der sprichwörtliche ständige Wandel des Han-
dels. Die Einzelhandelswirtschaft  passt sich fortlaufend  an die sich wandelnden 
Kundenbedürfnisse an, was ständig zur Entwicklung neuer Betriebs- und Vertriebs-
formen führt. 

Der deutsche Einzelhandel hat sich in der Nachkriegszeit rapide verändert. Die 
Entwicklung ging von „Tante-Emma-Läden" über Supermärkte, Fachmärkte und 
Einkaufszentren bis zu Urban Entertainment Center und den Shopping Mails ame-
rikanischer Prägung - um nur einige Schlagworte aufzugreifen. 

Diese Entwicklung warf immer neue baurechtliche Fragestellungen auf. Der Ge-
setzgeber reagierte mit zahlreichen Änderungen der baurechtlichen Rechtsquellen 
wie der ΒaunutzungsVerordnung (BauNVO), des Baugesetzbuches (BauGB) und 
des Raumordnungsgesetzes (ROG)1. Die Gesetzesänderungen hatten meist zum 
Ziel, den Gemeinden als Träger der Bauleitplanung Instrumentarien an die Hand zu 
geben, die der Steuerung der Einzelhandelsansiedlung dienen. 

Der Gesetzgeber vermied es hierbei zu Recht jede Erscheinungsform des Einzel-
handels zu normieren, sondern er beließ es weitgehend bei abstrakten Regelungen. 
Hiermit war es der juristischen Literatur und vor allem der Rechtsprechung mög-
lich, neue Einzelhandelsformen den bestehenden Regelungen zuzuordnen. 

In jüngster Zeit ist eine Entwicklung zu beobachten, die die klassische Trennung 
von Groß- und Einzelhandel sowie Warenproduktion zunehmend in Frage stellt. 
Während noch vor 10 bis 20 Jahren der Warenvertrieb an den Endverbraucher 
grundsätzlich nur über den „herkömmlichen" Einzelhandel erfolgte, gehen die Wa-
renhersteller verstärkt dazu über, den Einzelhandel zu umgehen und die Waren di-
rekt abzusetzen. Begonnen hat diese Entwicklung mit den Fabrikverkaufsläden  an 

1 Vgl. Übersicht zur aktuellen Entwicklung: Güttler/Krautzberger,  BBauBl. 1997, 706. 
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den Produktionsstätten, die durch die legendären „Schnäppchenführer"  einen rich-
tiggehenden Boom erfuhren 2. Eine neue Dimension hat der Warendirektabsatz in 
Europa mit der Ansiedlung von Factory Outlet Center (FOC) erhalten. Die FOC-
Welle schwappt aus der USA kommend über die europäischen Nachbarländer nun-
mehr auch nach Deutschland. Im Jahr 2000 wurde in Wustermark bei Berlin das ers-
te FOC in Deutschland eröffnet. 

Die geplante Ansiedlung von FOC an vielen weiteren Standorten in Deutschland 
hat zu zahlreichen verwaltungsgerichtlichen Auseinandersetzungen geführt.  Auslö-
ser für diese Prozesslawine war die teilweise emotional geführte öffentliche  politi-
sche Debatte zu den Auswirkungen von FOC. Besonders die kommunalen Spitzen-
verbände und die Einzelhandelsverbände stehen der Errichtung von FOC kritisch 
gegenüber. Die Gemeinden befürchten, dass nach US-amerikanischem Vorbild eine 
Verödung der Innenstädte eintritt und hierdurch ihre Bemühungen zur Innenstadtsa-
nierung zu Nichte gemacht werden3. 

Zum Teil wird sogar gefordert,  Gemeinden, die in ihrem Gemeindegebiet ein 
FOC ansiedeln, von der Städtebauförderung  auszunehmen4. Einige Fachgeschäfte 
verlangen von ihren Markenlieferanten  mittlerweile eine eindeutige Äußerung zu 
ihrer Haltung zu FOC5. Auch die Ministerkonferenz  für Raumordnung (MIKRO) 
hat sich mehrfach mit dem Thema FOC auseinandergesetzt. 

Die Diskussion hat bislang in der Gesetzgebung keinen Niederschlag gefunden. 
Die baurechtliche Behandlung von FOC kann jedoch nicht lapidar als „neuer Wein 
in alten Schläuchen"6 tituliert werden. Es wird zu zeigen sein, dass die rechtliche 
Auseinandersetzung mit diesem Thema wichtige neue Impulse für die Überprüfung 
und Weiterentwicklung gefestigter Rechtsstandpunkte liefert. 

B. Schwerpunkte und Gang der Untersuchung 

Gegenstand der Untersuchung ist die bauplanungsrechtliche Beurteilung von 
Einzelhandelsbetrieben im Allgemeinen und von Einzelhandelsgroßprojekten im 
Besonderen. Ein wesentlicher Schwerpunkt hierbei soll die baurechtliche Zulässig-
keit der für Deutschland neuen Vertriebsform  des FOC sein. Der Einstieg in die Un-

2 Vogels/Will - GMA-Grundlagenuntersuchung: Raumordnerische und städtebauliche Aus-
wirkungen von FOC - erstellt im Auftrag des Bundesministeriums für Raumordnung, Bauwe-
sen und Städtebau, 1999, S.6. 

3 Steinmetz, Stadt und Gemeinde 1999, 267; Beschluss des Hauptausschusses des Deut-
schen Städtetages vom 06.11.1997 - Pressemitteilung vom 24.11.1997; Thesenpapier des 
Deutschen Städtetages vom 17.06.1998. 

4 Kiepe in: Ziekow - Bauplanungsrecht vor neuen Herausforderungen,  1999 - S. 99 (104); 
Runkel, UPR 1998, 241 (247); so auch Ziffer  44 des Berichts einer Arbeitsgruppe der ARGE-
BAU und der MKRO zu Hersteller-Direktverkaufszentren  BBauBl 1998, 76ff. 

5 Vgl. Pittroff,  Dynamik im Handel 3/98, 64 (69). 
6 So etwa: Bönker - Rechtsgutachten: FOC, 1997, S. 9. 
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tersuchung wird durch eine Begriffseingrenzung  des FOC (2. Kapitel) erleichtert. 
Diese Begriffsumschreibung  bildet die Grundlage für die nachfolgende baurechtli-
che Bewertung von FOC. 

In der Untersuchung sollen jedoch auch wesentliche Grundsatzfragen  zur An-
siedlung von Einzelhandelsgroßprojekten erörtert werden. Der Begriff  des Einzel-
handelsgroßprojektes kann als eine Zusammenfassung der mit § 11 I I I 1 Nr. 1 bis 3 
BauNVO umschriebenen Betriebsformen bezeichnet werden. Die derzeit aktuelle 
Fassung des § 11 I I I BauNVO wirft  vielfältige Rechtsfragen auf (3. Kapitel). Beson-
dere Beachtung erfährt  dabei die Frage, ob eine Addition der Verkaufsfläche  meh-
rerer selbständiger Einzelhandelsbetriebe und damit eine Konstituierung eines groß-
flächigen Einzelhandelsbetriebs gemäß § 11 I I I 1 Nr. 2 BauNVO zulässig ist und un-
ter welchen Voraussetzungen eine Agglomeration mehrerer Einzelhandelsbetriebe 
in räumlicher Nähe als Einkaufszentrum gemäß § 11 I I I 1 Nr. 1 BauNVO angesehen 
werden kann. 

Darüber hinaus ergeben sich hinsichtlich der Widerlegung der Regelvermutung 
des § 11 II I 3 BauNVO bei Fachmärkten interessante Rechtsprobleme, die einer Lö-
sung zugeführt  werden sollen. 

Nur kurz eingegangen werden soll auf verfassungsrechtliche  Einwendungen ge-
gen § 11 II I BauNVO (4. Kapitel). Nach wie vor von Interesse in der Genehmi-
gungspraxis ist die Zulässigkeit von Einzelhandelsgroßprojekten in Bebauungsplä-
nen, die auf der Grundlage älterer Fassungen der BauNVO aufgestellt wurden 
(5. Kapitel). 

Auf der Grundlage der Ausführungen zu § 11 I I I BauNVO soll die rechtliche Zu-
lässigkeit neuer Betriebsformen erörtert werden, die Mischformen zwischen Einzel-
handel und Freizeiteinrichtung darstellen (6. Kapitel). Im Zentrum der Betrachtung 
steht jedoch die Zulässigkeit von FOC. 

Im nachfolgenden Kapitel wird der Frage nachgegangen, welche Möglichkeiten 
den Gemeinden bei der Festsetzung von Bebauungsplänen offen  stehen, um die An-
siedlung von nicht-großflächigen Einzelhandelsbetrieben bzw. von großflächigen 
Einzelhandelsbetrieben ohne Auswirkungen im Sinne des § 11 II I 1 Nr. 2 und Satz 2 
BauNVO zu steuern (7. Kapitel). 

Als Besonderheiten im Genehmigungsverfahren  sollen neben der Unzulässigkeit 
gemäß § 15 BauNVO, die Genehmigungsbedürftigkeit  von Nutzungsänderungen 
sowie die Umgehung des § 11 I I I BauNVO durch eine Aufspaltung in mehrere Bau-
anträge hinterfragt  werden (8. Kapitel). 

Im Mittelpunkt der Untersuchung stehen die rechtlichen Aspekte, die bei der 
Aufstellung eines Bebauungsplanes zu beachten sind, in dem ein Sondeigebiet für 
Einzelhandelsgroßprojekte ausgewiesen wird (9. Kapitel). Interessante Probleme 
ergeben sich dabei hinsichtlich der interkommunalen Abstimmung gemäß § 2 I I 
BauGB, dem Anpassungsgebot des § 1IV BauGB und den landesplanerischen Fest-


